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Königreich Preußen. 
Erfenutni des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Frei⸗ 
laſſung des Gutsherrn des Schulortes von Schulunterhaltungs⸗ 
beiträgen hinſichtlich der von ihm erworbenen bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücke betreffend. Vom 4. April 1877. 
Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsſtreitſache 
der Schulgemeinde zu Z., Klägerin, 
wider 


den Nittergutsbeſitzer Freiherrn von N. zu Z., Beklagten, 


hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 4. April 1877, 
an welcher ꝛc. ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß auf die von dem Königlichen Regierungspräſidenten 
zu N. in Vertretung des öffentlichen Intereſſes eingelegte 
Reviſion die Entſcheidung des Königlichen Vezirksver⸗ 
waltungsgerichts zu N. vom 23. September 1876 zu 
beſtätigen, die Koſten des Reviſionsverfahrens außer An⸗ 
ſatz zu laſſen, die baaren Auslagen des Verfahrens und 
des Beklagten dem Reviſionskläger zur Laſt zu legen 
und der Werth des Streitgegenſtandes auf 240 Mark 
feſtzuſetzen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. | 
Der Schulgemeinde Z., welche aus den Landgemeinden Z. 
und G. ſowie aus den zur Schule zu 3. gewieſenen Hausvä⸗ 
tern des Gutes 3. beſteht, wurde durch Erlaß der Königlichen 
Regierung zu N. vom 5. November 1875 aufgegeben, zu der Beſol⸗ 
dung des Lehrers einen Zuſchuß von 296 Mark aufzubringen. Die 
Schulgemeinde behauptet, daß der Gutsherr von Z., Freiherr von | 
N., ſowohl für das Gut ſelbſt, als auch für die in ſeinem Beſitze 
befindlichen, im Gemeindebezirke Z. belegenen beiden Bauergü⸗ 
ter zu dieſem Gehaltszuſchuſſe antheilig beizutragen verpflichtet 
ſei; ſie hat daher bei dem Kreisausſchuß einen auf Heranzie⸗ 
hung des Gutsherrn gerichteten Klageantrag geſtellt, welcher je | 
doch in der mündlichen Verhandlung hinſichtlich des Anſpru⸗ 
ches, den Beklagten auch für ſeine Perſon als Gutsherr für 
beitragspflichtig zu erklären, zurückgezogen wurde. Zur Begrün⸗ 
dung der Klage iſt angeführt, daß der Beklagte Patron der 
Schule ſei und zur Unterhaltung des Lehrers, als einer Kom⸗ 


munallaſt beizutragen habe, da er für ſeine Bauergüter Kom⸗ 
munalſteuer zahle. 

Der Beklagte hat die Abweiſung der Klägerin beantragt, 
weil er nicht auf den ihm gehörigen Bauerngütern wohne und 
es ſich im vorliegenden Falle nicht um eine Kommunallaſt handele. 

Am 24. Mai 1876 erkannte der Kreisausſchuß: 
daß die Schulgemeinde Z. mit dem Antrage, den Frei⸗ 
herrn von N. für die in ſeinem Beſitze befindlichen 
Bauerhöfe zu Z. zu den Koſten der Unterhaltung des 
Schullebrers heranzuziehen, abzuweiſen, derſelben auch 
die Koſten und baaren Auslagen des Verfahrens zur 
Laſt zu legen. 

In den Gründen iſt ausgeführt, daß nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen Beklagter nicht verpflichtet ſei, für die beiden in 
dem Gemeindebezirke gelegenen Bauergüter zu der Unterhaltung 
des Schullehrers beizutragen. 

Auf die von der Klägerin eingelegte Berufung erkannte 
das Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu N., indem es den 
Ausführungen des erſten Urtheiles im Weſentlichen beitrat, un⸗ 
term 23. September 1876 dahin: 

daß die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes vom 24. Mai 
1876 zu beſtätigen und die bei einem Streitgegenſtande 
von 240 Mark auf 9 Mark feſtgeſetzten Koſten und die 
baaren Auslagen des Verfahrens der Schulgemeinde 3. 
zur Laſt zu legen. 

Gegen die Entſcheidung hat der Regierungspräſident zu N. 
aus Gründen des öffentlichen Intereſſes rechtzeitig die Reviſion 
eingelegt, weil das erſte Urtel beſtätigt und nicht unter Aufhe⸗ 
bung deſſelben der Beſchwerde gemäß entſchieden iſt. Es iſt 
unrichtige Anwendung der $$. 31, 32 Allgemeinen Landrechts 
Theil II. Titel 12 behauptet, indem ausgeführt wird, daß der 
Rittergutsbeſitzer, wenn er bäuerliche Grundſtücke erwerbe, auch 
in die Pflichten ſeiner Vorbeſitzer eintrete und daß, wenn man 
dies nicht annähme, in Folge des allmähligen Erwerbes der 
Bauerhöfe Seitens der Gutsherrn ſchließlich kaum ein beitrags⸗ 
fähiges Mitglied der Schulgemeinde übrig bleiben würde. 
Auch iſt auf die Analogie der Parochiallaſt und auf die Al⸗ 
lerhöchſte Kabinetsordre vom 14. Juli 1863 Bezug genommen. 

In der Gegenerklärung des Beklagten ſind neue Geſichts⸗ 
punkte nicht aufgeſtellt; der Antrag deſſelben iſt auf Verwer⸗ 
fung der Reviſionsbeſchwerde gerichtet. 
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Im Sinne dieſes Antrages war auf Beſtätigung der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung zu erkennen. 


Es iſt ſowohl von dem Königlichen Obertribunale in dem 


Erkenntniſſe vom 13. April 1866 (Striethorſt's Archiv Band 
62 S. 280), als in mehreren diesſeitigen Entſcheidungen aner⸗ 
kannt, daß der Beſitzer des Rittergutes an dem Orte, wo die 
Schule ſich befindet, zu den im 8. 29 Allgemeinen Landrechts 


Theil 2 Titel 12 gedachten Laſten nicht beizutragen hat, weil 


er nicht zu den Hausvätern des Schulbezirkes gehört, letzteren 
vielmehr als Obrigkeit der Schule ($. 12, §. 13 a. a. O.) ge⸗ 
genüberſteht und ihm als ſolchem beſondere Pflichten ($. 33, 
§. 36 a. a. O.) auferlegt ſind. Dieſer allgemeine Grundſatz 
wird auch vom Reviſionskläger nicht in Zweifel gezogen; er iſt 
jedoch der Anſicht, daß, wenn der Rittergutsbeſitzer bäuerliche 
Grundſtücke erwirbt, er auch in die Pflichten ſeiner Vorbeſitzer 
eintrete. Dieſe Auffaſſung würde nur dann richtig ſein, wenn 


die Schullaſten als Kommunallaſten, welche auf den bäuerlichen 


Grundſtücken haften oder in Rückſicht auf deren Beſitz zu leiſten 
ſind, zu betrachten wären; letzteres iſt jedoch nicht der Fall. 
Vielmehr ſind die Schullaſten als Sozietätslaſten der zur Schule 
gewieſenen Hausväter anzuſehen. Das Allgemeine Landrecht 
nennt als Beitragspflichtige nicht die Gemeinde oder die Ge⸗ 
meindemitglieder, ſondern die Hausväter. Allerdings kommt 
im §. 34 a. a. O. der Ausdruck: „als gemeine Laſt“ vor; 
der unmittelbar folgende Zuſatz: „von allen zu einer ſolchen 
Schule gewieſenen Einwohnern“ zeigt aber deutlich, daß es 
ſich hier nicht um eine aus dem Gemeindeverbande entſprin⸗ 
gende, ſondern um eine gemeinſame Laſt handelt, welcher alle, 
die zur Schule verwieſen worden, unterworfen ſind. (Präjudiz 
des Königlichen Obertribunals Nr. 1536 vom 23. Oktober 1843, 
Präjudizien⸗Sammlung Band 1 S. 209). Mit dieſer Auffaſ⸗ 
ſung ſtimmen die Reſkripte des Miniſters der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten vom 17. September 1838 
(von Kamptz, Annalen Band 22 S. 661) und vom 13. Auguſt 
1840 (Miniſt.⸗Bl. für die innere Verwaltung 1840 S. 293) über⸗ 
ein. Ein ſpäteres Reſkript vom 24. April 1842 (Miniſt.⸗Bl. der 
inneren Verwaltung 1842 S. 196) ſpricht zwar den Grundſatz aus: 
daß, wenn der Gutsherr auch nicht perſönlich Mitglied 
der Schulgemeinde wird, ihm doch die Erfüllung derje⸗ 
nigen Pflichten gegen dieſelbe durch den Artikel 78 der 
Deklaration vom 29. Mai 1816 auferlegt worden ſei, 
welche einem Beſitzer der vor ihm beſeſſenen bäuerlichen 
Grundſtücke obgelegen haben würden, inſofern derſelbe 

zur Schulgemeinde gehörte. 
Dieſer Grundſatz beruht auf der Anſicht, daß unter den 


im Artikel 78 der Deklaration vom 29. Mai 1816 gedachten 


„Kommunallaſten“ auch die Unterhaltungsbeiträge für die Schul⸗ 
lehrer und die Schule mitinbegriffen ſeien, weil die Schulen 
als Kommunalanſtalten und nicht als Anſtalten beſonderer Ge⸗ 
ſellſchaften und Sozietäten angeſehen werden müßten. Da jedoch 
dieſe Auffaſſung nach obiger Ausführung, welche auch durch 


den Plenar-Beſchluß des Königlichen Obertribunals vom 20. 


Juni 1853 (Entſcheidungen Band 25 S. 301) unterſtützt wird, 
nicht als zutreffend anerkannt werden kann, ſo erledigen ſich 
hierdurch auch die in dem gedachten Miniſterial⸗Reſkripte ge⸗ 
zogenen Folgerungen, ohne daß es auf den Umſtand, daß der 
Artikel 78 der Deklaration vom 29. Mai 1816 inzwiſchen durch 
§. 1 Nr. 3 des Geſetzes vom 2. März 1850 aufgehoben iſt, we⸗ 
ſentlich ankommt. Die Verwaltungsbehörden haben überdies 
die in dem Reſkripte vom 24. April 1842 ausgeſprochene An⸗ 
ſicht in neuerer Zeit nicht aufrecht erhalten. 


Wenn in der Deklaration vom 14. Juli 1836 (Geſ.⸗Samml. 

S. 208) angeordnet iſt, 

daß die Gutsherrn nicht verpflichtet ſind, von den ihnen 

bei der Regulirung zu ihrer Entſchädigung abgetretenen 

bäuerlichen Grundſtücken zu den Bau⸗ und Unterhal⸗ 

tungskoſten der .. .. Schulhäuſer und Schulmeiſterge⸗ 

bäude Beiträge zu leiſten, 
ſo wird doch hieraus in der Reviſionsſchrift mit Unrecht gefol⸗ 
gert, daß das Geſetz hiermit im Allgemeinen die Beitragsver⸗ 
pflichtung der Gutsherrn anerkannt habe. Abgeſehen davon, 
daß im Agemeinen argumenta a contrario nur mit Vorſicht 
anzuwenden ſind, erſcheint es insbeſondere im vorliegenden 
Falle bedenklich, aus den für ſpezielle Rechtsverhältniſſe gege⸗ 
benen Vorſchriften der Deklaration allgemeine Beſtimmungen 
für Unterhaltung der Schulen herzuleiten. Von beſonderer Be⸗ 
deutung iſt die gedachte Deklaration für diejenigen Fälle, in 
welchen, wie in Schleſien, nach dem Edikte vom 14. Juli 1749 
(Korn, Edikten⸗-Sammlung Band 3 S. 317), die Dominien 
für die eingezogenen bäuerlichen Hufen nicht nur die Kommu⸗ 
nallaſten, ſondern auch die von den Gemeinden nach Maßgabe 
des Grundbeſitzes aufzubringenden Sozietätslaſten zu leiſten 
haben (Stiehl, Zentralblatt 1860 S. 631). 


In der Reviſionsſchrift wird ferner auf die Analogie der 
Parochiallaſten inſofern Bezug genommen, als nach märkiſchem 
Rechte der Patron hinſichtlich der eingezogenen Bauerhöfe bei⸗ 
tragspflichtig ſei, während doch die Kirchenunterhaltungslaſt 
nicht als eine dingliche betrachtet werden könne. Ob dieſe letz⸗ 
tere Anſicht richtig iſt, kann unerörtert bleiben, da die gedachte 
Analogie bei der völlig verſchiedenen rechtlichen Behandlung 
der Parochiallaſten und der Schulabgaben überhaupt nicht paßt. 
Nur da, wo das Schulhaus zugleich die Küſterwohnung iſt, 
mußte nach 8. 37 Allgemeinen Landrechtes Theil II. Titel 12 
die Unterhaltung deſſelben auf eben die Art, wie bei Pfarr⸗ 
bauten vorgeſchrieben iſt, beſorgt werden. Durch das Geſetz 
vom 21. Juli 1846 hat indeſſen auch dieſe Beſtimmung weſent⸗ 
liche Beſchränkungen erlitten. Ueberdies ſind in der Reviſions⸗ 
ſchrift die neueren geſetzlichen Beſtimmungen im §. 31 Nr. 6 
der Kirchengemeinde: und Synodalordnung vom 10. Septem⸗ 
ber 1873 und Artikel 3 des Geſetzes vom 25. Mai 1874 (Geſ.⸗ 
Samml. S. 147) unberückſichtigt geblieben. 

Die Gefahren, auf welche die Reviſionsſchrift für den Fall 
hinweiſt, wenn der Gutsherr alle oder doch den größten Theil 
der Bauergüter erwirbt, ſind allerdings nicht zu verkennen; ſie 
ſind indeſſen nur im Wege der Geſetzgebung zu beſeitigen und 
treten auch dann ein, wenn derartige Grundſtücke in den Bes 
ſitz eines Forenſen übergehen, welcher unzweifelhaft nicht bei= 
tragspflichtig iſt (Reſkript vom 20. Auguſt 1861 im Miniſte⸗ 
rial⸗Blatt für die innere Verwaltung 1862 S. 8). Gemindert 
werden dieſe Uebelſtände dadurch, daß Landgemeinden in den⸗ 
jenigen Formen, welche der §. 11 des Geſetzes vom 14. April 
1856 vorſchreibt, befugt ſind, die Unterhaltung ihrer Elemen⸗ 
tarſchulen auf Kommunalfonds zu übernehmen und daß, wenn 
der betreffende Beſchluß die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
erhält, die Schulabgaben zu Kommunalabgaben werden. (Er⸗ 
kenntniß des Königlichen Gerichtshofes zur Entſcheidung der 
Kompetenz⸗Konflikte vom 10. Dezember 1870, Juſtiz-Miniſt.⸗ 
Bl. 1871 S. 49). 

Die angefochtene Entſcheidung war hiernach gerechtfertigt 
und deren Beſtätigung auszuſprechen. 

Der Koſtenpunkt regelt ſich nach §. 72, §. 76 des Geſet⸗ 
zes vom 3. Juli 1875 (Geſ.⸗Samml. S. 375). 
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Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal⸗ 
tungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 

(L. 8.) Perſius. 

O. V. G. Nr. 865. 2 3 


Erkeuntniſ des Königlichen Gerichtshofes zur Entſcheidung der 
Kompetenz⸗Konflikte, den Rechtsweg in Beziehung auf unverkürzte 
Fortzahlung eines ſtaatlichen Bedürfnißzuſchuſſes für ein ſtädti⸗ 
ſches Gymnaſium betreffend. Vom 13. Jannar 1877. 
Im Namen des Königs. 

Auf den von dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium 
zu N. erhobenen Kompetenz⸗Konflikt in der bei dem Königlichen 
Kreisgerichte daſelbſt anhängigen Prozeßſache 

der Stadtgemeinde zu D., vertreten durch den dortigen 

Magiſtrat, Klägerin, 

wider 

den Königlichen Fiskus, vertreten durch das Königliche 

Provinzial⸗Schulkollegium zu N., Verklagten, 

betreffend Zahlung eines Zuſchuſſes für das Gymna⸗ 

ſium zu D., 
erkennt der Königliche Gerichtshof zur Entſcheidung der Kom⸗ 
petenz⸗Konflikte für Recht: 

daß der Rechtsweg in dieſer Sache für zuläſſig und der 

erhobene Kompetenz⸗Konflikt daher für unbegründet zu 

erachten. 

Von Rechts Wegen. 
Gründe. 
Zur Erfüllung des Normal⸗Etats für das ſtädtiſche Gym⸗ 


na ſium zu D. hat der Herr Minifter der geiſtlichen, Unterrichts: 


und Medizinal-Angelegenheiten durch Verfügung vom 18. Au⸗ 


guſt 1873 dem Magiſtrat zu D. einen Zuſchuß von jährlich | 


Thlrn. bis zur Verbeſſerung der Verhältniſſe der Kommune, je⸗ 
doch zunächſt nur auf 8 Jahre, aus Zentralfonds bewilligt. Da die 
Rechnungen der Gymnaſialkaſſe einen Ueberſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben in Höhe von — Thlrn. für 1873, von — Thlrn. 
für 1874 und von — Mark für 1875 ergaben, ſo wurde von dem 
Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium zu N. angeordnet, daß 
die über das Bedürfniß hinaus gezahlten Beträge von insge⸗ 
ſammt — Mark zu erſtatten und von dem für 1876 zu zah⸗ 
lenden Staatszuſchuſſe in Abzug zu bringen ſeien. Die Stadt⸗ 
gemeinde D. hält dieſe Anordnung nicht für gerechtfertigt, weil 
die Zuſicherung des Staatszuſchuſſes von — Thlrn. auf 8 Jahre 
un bedingt oder doch bis zur Verbeſſerung der Verhältniſſe der 
Kommune geſchehen ſei, weil ferner die Ueberſchüſſe in den 
Rechnungen der Jahre 1873 bis 1875 durch Mehrausgaben 
des Jahres 1876 abſorbirt würden und der durch Bewilligung 
des Staatszuſchuſſes beiderſeits gewollte Zweck, eine größere 
Belaſtung der Kämmereikaſſe über die bisherigen Aufwendun⸗ 
gen für Zwecke des Gymnaſiums zu vermeiden, vereitelt 
werden würde, wenn der Staatszuſchuß in den gedachten Be⸗ 
trägen einbehalten würde. Die Stadtgemeinde D., vertreten 
durch den dortigen Magiſtrat, hat deshalb gegen den Fiskus, 
vertreten durch das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium in N., 
bei dem Königlichen Kreisgerichte in N. dahin geklagt, 
daß Fiskus für nicht berechtigt zu erachten, von dem zu⸗ 
geſicherten Staatszuſchuſſe die erwähnten Beträge von 
zuſammen — Mark einzubehalten und derſelbe zu ver: 
urtheilen, die bereits fälligen Raten dieſes Zuſchuſſes 
für das zweite und dritte Quartal 1876 mit — Mark 
an die Klägerin zu zahlen. 
Noch vor der Klagebeantwortung hat das verklagte König⸗ 
liche Provinzial⸗Schulkollegium auf Grund des Geſetzes vom 


8. April 1847 den Kampetenz⸗Konflikt erhoben und zu deſſen Be⸗ 
gründung ausgeführt, der zur Durchführung des Normal-Be⸗ 
joldungs = Etats für das ſtädtiſche Gymnaſium zu D. aus 
Staatsfonds bewilligte Zuſchuß ſei ein Bedürfnißzuſchuß, wel⸗ 
cher, da er nur nach Maßgabe des Bedürfniſſes geleiſtet werde, 
veränderlich ſei und den Maximalbetrag von — Thlrn. nicht 
überfteigen dürfe; nach erfolgter Rechnungs⸗Reviſion ſei die Zu⸗ 
rückerſtattung des für die Jahre 1873 bis 1875 über das Be⸗ 
dürfniß hinaus gezahlten Staatszuſchuſſes in Gemäßheit der 
über das Etats⸗ und Kaſſenweſen beſtehenden Vorſchriften und 
nach den auf dieſen Vorſchriften beruhenden Verwaltungsgrund⸗ 
ſätzen angeordnet; dieſes Verfahren unterliege nicht der richter⸗ 
lichen Kognition, ſondern gehöre ausſchließlich zur Kompetenz 
der Staatsbehörden und der Ober-Rechnungskammer (Geſetz 
vom 27. März 1872, §. 9 Nr. 2 — Geſ.⸗Samml. S. 278). 
Der Rechtsweg ſei in der vorliegenden Sache außerdem auch 
deshalb unzuläſſig, weil der Staatszuſchuß eine durch das Ve⸗ 
dürfniß bedingte Liberalität oder Schenkung ſei und der Ge⸗ 
ber, alſo der Staat, zu beſtimmen habe, ob und in welchem 
Umfange das Bedürfniß vorhanden ſei; hinſichtlich der einge⸗ 
klagten Beträge ſei aber die Bedingung der Schenkung gar 
nicht eingetreten. 

Die Klägerin hält den Rechtsweg für zuläſſig, weil die 
Klage auf dem Fudamente beruhe, daß zwiſchen dem Fiskus 
und der Kommune ein Vertrag oder vertragsähnliches Verhält⸗ 
niß zu Stande gekommen ſei, nach welchem die Stadtgemeinde 
bei Einführung des Normal⸗Etats die Forterhaltung des Gym: 
naſiums, der Staat dagegen auf eine beſtimmte Zeitdauer un⸗ 
bedingt die Gewährung eines Zuſchuſſes übernommen habe; 
der Richter habe zu beurtheilen, ob ein ſolcher privatrechtlicher 
Vertrag, auf welchen die Klage geſtützt worden, vorliege. 

Das Königliche Kreisgericht und das Königliche Appella⸗ 
tionsgericht zu N. erachten den Kompetenz⸗Konflikt ebenfalls für 
unbegründet. 

Dieſe Anſicht iſt richtig. Die Klage ſtützt ſich auf ein an⸗ 
geblich zwiſchen dem Staate und der Stadtgemeinde D. zu 
Stande gekommenes Vertrags - Verhältniß und die Klägerin 
kann über das Vorhandenſein eines ſolchen Vertrages und die 
ſtreitige Auslegung deſſelben, insbeſondere auch über die Frage, 
ob der Fiskus ſich bedingungsweiſe oder unbedingt zur Zahlung 
des Zuſchuſſes verpflichtet habe, eine gerichtliche Entſcheidung 
verlangen. Die Behauptung des Königlichen Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegiums, daß der Staatszuſchuß nur nach Maßgabe des Be⸗ 
dürfniſſes, ſofern dieſes von den Staatsbehörden und der Ober⸗ 
Rechnungskammer anerkannt werde, zu leiſten ſei, kann den er⸗ 
hobenen Kompetenz⸗Konflikt nicht rechtfertigen. Iſt dieſe Be⸗ 
hauptung nach den bezüglich der Bewilligung des Staatszu⸗ 
ſchuſſes ſtattgefundenen Verhandlungen richtig, fo hat der Rich⸗ 
ter zu prüfen, ob darnach die Klage als unbegründet zurückzu⸗ 
weiſen iſt. Der Rechtsweg an ſich wird aber dadurch nicht 
ausgeſchloſſen. 

Berlin, den 13. Januar 1877. 

Königlicher Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenz⸗Konflikte. 
(L. 8.) v. Könen. 
Pr. L. 1909. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Anwendung des Geſetzes vom 11. Juli 
1822 auf Schulabgaben in der Provinz Preußen betreffend. 
Vom 29. März 1877. 


Berlin, den 29. März 1877. 
Aus zahlreichen Beſchwerden der betreffenden Beamten 
meines, des unterzeichneten Finanz⸗Miniſters, Reſſorts, ſowie aus 
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verſchiedenen aus der dortigen Provinz hierher gelangten Prä⸗ 
ſtationsnachweiſungen ſchulbaupflichtiger Gemeinden habe ich er⸗ 
ſehen, daß in neuerer Zeit Beamte bei der Vertheilung von 
Schullaſten und insbeſondere von Schulbaulaſten dadurch über⸗ 
bürdet worden ſind, daß die Vorſchriften des Geſetzes vom 11. 
Juli 1822 (Geſ.⸗S. Jahrg. 1822 pag. 184) auf fie keine An⸗ 
wendung gefunden haben. 

Die §§. 38 ꝛc. der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 
laſſen indeſſen keinen Zweifel darüber, daß in ihrem Geltungs⸗ 
bereiche die Schullaſten zu den von den betreffenden politiſchen 
Gemeinden aufzubringenden Gemeindeabgaben gehören, und 
alſo auch für ihre Vertheilung jenes Geſetz maßgebend iſt. 
Dieſer Grundſatz iſt bisher ſtets feitgehalten, weswegen die 
Königl. Regierung namentlich auf meinen, des Miniſters der 
geiſtlichen ꝛe. Angelegenheiten, Erlaß vom 9. April 1859 (Mi⸗ 
niſt.⸗Bl. für die Verwaltung des Innern de 1859 Seite 142) 
hingewieſen wird. Dieſelbe wird daher veranlaßt, nicht allein 
ſelbſt dieſem Grundſatze in vorkommenden Fällen geeignete Be⸗ 
rückſichtigung zu Theil werden zu laſſen, ſondern auch durch ent⸗ 
ſprechende allgemeine Verfügungen ſowohl die mit der Umle⸗ 
gung der Schullaſten ſich befaſſenden Behörden, als auch die 
zur Einwirkung hierauf berufenen Aufſichtsinſtanzen mit nähe⸗ 
rer Weiſung zu verſehen und dadurch den eventl. im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren gemäß §. 77 Nr. 1 und F. 78 Nr. 2 des 
Geſetzes vom 26. Juli v. J. (Geſ.⸗S. Jahrg. 1876 pag. 297) 
zu entſcheidenden Beſchwerden vorzubeugen. 

Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. 


Camphauſen. Angelegenheiten. 
5 Falk. 
die Königlichen Regierungen in der 1 10 5 Preußen. 
F. M. II. b. 19289 IV. 13417 I. 3773. 


M. d. g. A. U. III. 7473. 


Miniſterial⸗Erlaſſe, die Größe der Schulzimmer, den Zuwachs 
der Kinderzahl und den Kubikinhalt betreffend. Vom 2. Oktober 
1876 und 23. Jannar 1877. 
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Berlin, den 2. Oktober 1876. 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom 
8. Auguſt d. J., daß, da zur Zeit nicht mehr als 105 Schulkinder 
die Schule zu N. beſuchen, und Nachweiſe für einen ungewöhn⸗ 
lichen Zuwachs der Bevölkerung nicht beigebracht ſind, zwei 
Schulklaſſen für je 60 Kinder um ſo mehr als ausreichend er⸗ 
achtet werden müſſen, als dieſelben noch einem Zuwachs von 
14,3% der vorhandenen Kinderzahl entſprechen, und in der 
Regel ein Mehr von 10% unter gewöhnlichen Verhältniſſen 
ſich als auskömmlich erweiſt. Die Auffaſſung des Berichtes, 
daß ein Grundflächenmaß von 0,6 (Meter pro Kopf ſowohl 
bezüglich des Verkehres als der Ventilation in dem Unterrichts⸗ 
raum kaum genüge, kann nicht anerkannt werden, vielmehr iſt 
ſowohl das erwähnte Grundflächenmaß, als das in dem Bau⸗ 
plane verzeichnete Höhen-Lichtmaß der Klaſſen von 3,8 Meter 
erfahrungsmäßig in beiden Beziehungen ausreichend. Ande⸗ 
rerſeits würde der nach dem Berichte höchſt dürftigen Gemeinde 
eine kaum zu rechtfertigende Ausgabe für die Heizung von 
Schulklaſſen aufgebürdet werden, die für die Aufnahme von 
80 Kindern vorgeſehen find, und nur von ca. 50 Kindern be= 
ſucht werden. 

Es iſt daher bei dem Neubau des Schulhauſes zu N. nur 
auf die Herſtellung von zwei Klaſſen für je 60 Kinder Bedacht 
zu nehmen. 


Dagegen erſcheint es angezeigt, die Wohnungsräume zu 
2 Familien⸗Wohnungen einzurichten, ſofern die Berufung eines 
zweiten Lehrers in Ausſicht ſteht. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß bei Treppen, die für 
den Verkehr von Schulkindern dienen, gewundene Stufen nicht 
zuläſſig find, und 1,25 Meter als geringſte Breite der Trep⸗ 
penarten zu beanſpruchen iſt. 

Die Königliche Regierung veranlaſſe ich, nach dieſen Rich⸗ 
tungen hin die Vorlagen abändern zu laſſen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Förſter. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
G. III. 6206. 


2. 
Berlin, den 23. Januar 1877. 

Die Königliche Regierung erhält die Anlagen des Berichtes 
vom 25. November v. I., betreffend den Neubau eines zwei⸗ 
klaſſigen Schulhauſes zu N. mit dem Bemerken zurück, daß die 
Anſtände, welche gegen die techniſchen Vorarbeiten bereits in 
dem Erlaſſe vom 2. Oktober v. J. (G. UI. 6206) geltend ge⸗ 
macht wurden, durch den Bericht keineswegs erledigt wor⸗ 
den ſind. 

Bei der von der Königlichen Regierung beanſpruchten 
Grundfläche von 0,75 Meter pro Kopf der Klaſſenfrequenz 
und dem beabſichtigten Höhenmaß von 3,8 Meter der Unter⸗ 
richtslokale würde das Kubikmaß der Klaſſen pro Kopf auf 
28,5 Kubikmeter geſteigert werden, während daſſelbe in den 
übrigen Provinzen des Staates nur 3,14 X 0,6 oder 18,8 Ku⸗ 
bikmeter oder nicht mehr als ½ jenes Maßes beträgt, und ſich 
bisher als auskömmlich erwieſen hat. 

Da nun die Baukoſten unter gleichen Verhältniſſen in dem 
gleichen Maße wachſen, ſo würde für die Schulen des dorti⸗ 
gen Bezirkes der Bau-Aufwand um 50 pCt. höher ausfallen 
als in den übrigen Provinzen. 2c. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Förſter. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
G. III. 8533. 


Miniſterial⸗Erlaßt, das Etatsjahr für die einen ſtaatlichen Be⸗ 
dürfniſtzuſchuß beziehenden ſtädtiſchen höheren Unterrichtsanſtalten 
betreffend. Vom 7. April 1877. 

Berlin, den 7. April 1877. 

Dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium eröffne ich, 
nach Kommunikation mit der Königlichen Ober-Rechnungskam⸗ 
mer, auf den Bericht vom 23. Januar d. J., betreffend die 
Anwendung des ſtaatlichen Etatsjahres auf ſtädtiſche höhere 
Unterrichtsanſtalten, wie ich nicht zu genehmigen vermag, daß 
bezüglich derjenigen Unterrichtsanſtalten, welche Bedürfnißzu⸗ 
ſchüſſe aus Staatsfonds beziehen, das Kalenderjahr als Etats⸗ 
jahr beibehalten und in den Atteſten über die Verwendung der 
ſtaatlichen Bedürfnißzuſchüſſe das vorhergegangene Kalender: 
jahr als Zeitraum der Verwendung bezeichnet werde. 

Die Beibehaltung des Kalenderjahres als Rechnungsperiode 
für dieſe Anſtalten würde die Durchführung der auf die Aus⸗ 
führung des Staatshaushaltsetats bezüglichen Grundſätze und 
Vorſchriften für dieſe Anſtalten unmöglich machen. Dagegen 
ſind die betheiligten Städte auch in dem Falle, daß ſie für 
dieſe Anſtalten das ſtaatliche Etatsjahr einführen, in der Lage, 
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für den ſtädtiſchen Haushalt das Kalenderjahr als Rechnungs⸗ 
jahr beizubehalten, und jedenfalls ſind die aus der Anwendung 
verſchiedener Rechnungsperioden hervorgehenden Nachtheile für 
die Städte nicht größer, als ſie durch einen Beſchluß auf Nicht⸗ 


einführung des ſtaatlichen Etatsjahres für die vom Staate ſub⸗ 


ventionirten Anſtalten der Staatsverwaltung ohne Rückſicht da⸗ 
rauf angeſonnen werden, daß letztere gerade in den hierbei in Be⸗ 


tracht kommenden Beziehungen an die Beachtung beſtehender Geſetze 


gebunden iſt, während den Städten eine freie Entſchließung zuſteht. 

In Betreff der in dem Berichte genannten Gymnaſien, 
welche nur ſolche Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe beziehen, die 
auf Grund rechtlicher Verpflichtung gewährt werden, unterliegt 
die Beibehaltung des bisherigen Etatsjahres keinem Bedenken. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 


Abſchrift erhält das Königliche Provinzial-Schulkollegium 
zur Kenntniß. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegeheiten. 
85 
An Falk. 
ſümmtliche übrige Königl. Provinzial⸗Schulkollegien. 
U. II. 726. 


Kaiſerthum Heſterreich. 


Miniſterial⸗Erlaß, den Normal⸗Lehrplan der höheren Gewerbe⸗ 
ſchule betreffend. Vom 21. Juni 1877, Z. 7403. 

Um den höheren Gewerbeſchulen eine neue Quelle des Zu: 

zuges von Schülern zu eröffnen, und um andererſeits den Schü⸗ 

lern der Bürgerſchulen (beziehungsweiſe achtklaſſigen Volksſchu⸗ 


len), welche bisher von einem regelmäßigen Uebertritte an eine 


höhere Lehranſtalt ausgeſchloſſen waren, die Möglichkeit weiterer 
Ausbildung für einen praktiſchen Beruf zu bieten, hat der Mi⸗ 
niſter für Kultus und Unterricht angeordnet, daß an den hö⸗ 
heren Gewerbeſchulen in Brünn, Czernowitz, Pilſen und 
Reichenberg vom Schuljahre 1877/8 angefangen Vorberei⸗ 
tungsklaſſen errichtet werden. In dieſelben erfolgt die Auf⸗ 
nahme regelmäßig entweder auf Grund eines Zeugniſſes über 
die mit gutem Erfolge abſolvirte dreiklaſſige Bürgerſchule (be⸗ 
ziehungsweiſe achtklaſſige Volks- oder Bürgerſchule) oder auf 
Grund eines Zeugniſſes guter Fortgangsklaſſe über die dritte 
Klaſſe einer mit dem Oeffentlichkeitsrechte verſehenen Realſchule 
oder eines gleichartigen Gymnaſiums, an welchem das Zeich⸗ 
nen einen obligaten Unterrichtsgegenſtand bildet. 

An den höheren Gewerbeſchulen hat in Zukunft folgender 
Normal⸗Lehrplan in Anwendung zu kommen: 

Normal⸗Lehrplan der höheren Gewerbeſchule. 
A. Vorbereitungsklaſſe. 
Obligate Lehrgegenſtände. 

Deutſche Sprache, wöchentlich 5 Stunden. Wiederho— 
lung der Formenlehre und Syntax. Belehrung über Rechtſchrei⸗ 
bung, mit zahlreichen praktiſchen Uebungen. Leſen von Mu⸗ 
ſterſtücken beſchreibender und erzählender Art. Mündliche Wie⸗ 


derholung des Geleſenen und ſchriftliche Bearbeitung von Le⸗ 


ſeſtücken. Briefe. — Alle 14 Tage eine Schularbeit. 
Geographie, wöchentlich 3 Stunden. Ueberſichtliche Wie⸗ 


derholung der mathematiſchen und phyſikaliſchen Geographie. 


Spezielle Geographie von Europa, mit beſonderer Berückſichti⸗ 
gung der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie. Ueberſichtliche 
Behandlung der übrigen Erdtheile. 

Algebra, wöchentlich 5 Stunden. Die vier Grundope⸗ 
rationen mit allgemeinen Zahlen. Größtes gemeinſchaftliches 


Maß und kleinſtes gemeinſchaftliches Vielfaches. Lehre von den 
gemeinen Brüchen. Gleichungen 1. Grades. Alle 8 Tage eine 
Schularbeit. y 

Geometrie, wöchentlich 4 Stunden. Ebene Geometrie 
mit Uebungen im Löſen von Konſtruktionsaufgaben. 

Geometriſches Zeichnen, wöchentlich 4 Stunden. Ue⸗ 
bungen in geometriſchen Konſtruktionen. Einführung in das We: 
ſen der Projektion von Punkten, Linien und einfachen Körpern. 

Experimental-Phyſik, wöchentlich 4 Stunden. Die 
wichtigſten phyſikaliſchen Grundlehren mit beſonderer Berückſich⸗ 
tigung der Kapitel: Schall, Licht, Magnetismus und Clektrizität. 

Chemie, wöchentlich 3 Stunden. Ueberſicht der wichtigſten 
Grundſtoffe und ihrer Verbindungen, mit beſonderer Berückſichti⸗ 
gung ihres natürlichen Vorkommens, jedoch ohne tieferes Eingehen 
in die Theorie und ohne ausführliche Behandlung der Reaktionen. 

Freihandzeichnen, wöchentlich 6 Stunden. Das Flach⸗ 
ornament, das freie Nachzeichnen elementarer geometriſcher Kör⸗ 
performen. Anleitung zum entſprechenden Gebrauche der Farbe. 

B. Höhere Gewerbeſchule. 
J. Obligate Lehrgegenſtände. 
I. Jahreskurs. 

Für alle Fachabtheilungen: 

Deutſche Sprache, wöchentlich 3 Stunden. Leſen von 
Ueberſetzungen aus den klaſſiſchen Dichtungen der Griechen und 
Römer. Leſen und Erklären von Muſterſtücken aus der neue⸗ 
ren Literatur der Deutſchen mit den nothwendigſten Belehrun⸗ 
gen über das Weſen und die Form der drei Hauptarten der 
Poeſie. Schriftliche Uebungen im Anſchluſſe an die Lektüre. 
Die wichtigſten Geſchäftsaufſätze. Alle 14 Tage eine Schular⸗ 
beit, alle 4 Wochen eine Hausarbeit. 

Geſchichte und Geographie, wöchentlich 3 Stunden. 
Geſchichte des Alterthums unter gleichzeitiger Wiederholung der 
einſchlägigen Partie der Geographie. 

Mathematik, im J. Semeſter 10, im II. Semeſter 6 
Stunden wöchentlich. a) Algebra, kurze Wiederholung der 
Grundoperationen und der Gleichungen 1. Grades. Die Lehre 
von den Potenzen und den Wurzelgrößen. Gleichungen 2. Grades. 
Logarithmen. Uebungen im Gebrauche der Logarithmen. Pro: 
greſſionen. Zinſeszinsrechnung. — b) Geometrie, Planime⸗ 
trie, vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte aus behandelt. Auf⸗ 
gaben aus der rechnenden Geometrie und Konſtruktion alge⸗ 
braiſcher Ausdrücke. Ebene Trigonometrie. Stereometrie. Alle 
8 bis 14 Tage eine Schularbeit, alle 14 Tage eine kurze 
Hausarbeit. 

Phyſik, wöchentlich 4 Stunden. Wiederholung der wich⸗ 
tigſten phyſikaliſchen Grundlehren, Statik und Dynamik feſter, 
tropfbar flüſſiger und gasförmiger Körper, Wärme, Akuſtik 
und Optik, auf experimenteller Grundlage und mit wiſſenſchaft— 
licher Begründung. Grundlehren der Meteorologie. 

Chemie, wöchentlich 4 Stunden. Die chemiſchen Grund⸗ 
geſetze; Atome und Moleküle; Werthigkeitslehre. Die einzel⸗ 
nen Grundſtoffe und ihre praktiſch wichtigſten Verbindungen. 
Grundlehren der organiſchen Chemie. 

Mechaniſch⸗techniſche Abtheilung. 

Darſtellende Geometrie, wöchentlich 9 Stunden. (2 
Stunden Vortrag, 7 Stunden Zeichnen.) Gemeinſchaftlich mit 


der bautechniſchen Abtheilung. — Vollendung der Lehre von 


den Projektionen. Drehungen. Schnitte der Ebene mit Kür: 
pern. Durchdringungen. Das Wichtiſte über Schattenlehre, 


| Perſpektive und Axonometrie in ihren Anwendungen auf die 


Praxis und mit Rückſicht auf den künftigen Beruf des Schülers. 
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Mechanik, im II. Semeſter wöchentlich 4 Stunden. Ge⸗ 
meinſchaftlich mit der chemiſch-techniſchen Abtheilung. — Yu: 
ſammenſetzung und Zerlegung der Kräfte in der Ebene unter 
Berückſichtigung der graphoſtatiſchen Methoden. Schwerpunkts⸗ 
beſtimmungen. Von den Widerſtänden der Reibung und Seil⸗ 
ſteifheit. Einfache Maſchinen, Elemente der Feſtigkeitslehre. 
Alle 14 Tage eine kurze Hausarbeit. 

Freihandzeichnen, wöchentlich 6 Stunden. Gemein⸗ 
ſchaftlich mit der chemiſch⸗techniſchen Abtheilung. Das Nach- 
zeichnen geometriſcher Körperformen nach Modellen. Uebungen 
im Aufnehmen und Skizziren von Maſchinentheilen. 

Bau⸗techniſche Abtheilung. 

Darſtellende Geometrie, wöchentlich 9 Stunden. Ge: 
meinſchaftlich mit der mechaniſch-techniſchen Abtheilung. 

Baukunde, im II. Semeſter 4 Stunden. Baukonſtruk⸗ 
tionslehre: Die Stein- und Holzverbindungen. 

Freihandzeichnen, wöchentlich 6 Stunden. Das Zeich⸗ 
nen nach plaſtiſchen Vorlagen, vorzüglich der ornamentalen 
Motive an architektoniſchen Gliederungen. Ein- und mehrfar⸗ 
bige Behandlung des Ornamentes der wichtigſten Stylepochen. 

Chemiſch-techniſche Abtheilung. 
Darſtellende Geometrie, wöchentlich 3 Stunden. Bol- 


lendung der Lehre von den Projektionen. Das Wichtigſte über 


Drehungen, Schnitte und Durchdringungen, nebſt entſprechen⸗ 
den Konſtruktionsübungen. 

Mechanik, im II. Semeſter 4 Stunden. Gemeinſchaftlich 
mit der mechaniſch⸗techniſchen Abtheilung. 

Freihandzeichnen, wöchentlich 6 Stunden. 
ſchaftlich mit der mechaniſch⸗techniſchen Abtheilung. 

Mineralogie und Geognoſie, wöchentlich 3 Stunden. 
Kenntniß der wichtigſten Mineralien nach kryſtallographiſchen, 
phyſikaliſchen und chemiſchen Grundſätzen. 
Geognoſie. 


Gemein⸗ 


II. Jahreskurs. 
Für alle Abtheilungen: 

Deutſche Sprache, wöchentlich 3 Stunden. Leſen aus⸗ 
gewählter proſaiſcher Stücke und Proben lyriſcher und didakti⸗ 
ſcher Poeſie unter Mittheilung der Hauptdaten aus der Bio⸗ 
graphie der geleſenen Schriftſteller. Uebungen im mündlichen 
Vortrage und Verwerthung des Geleſenen zu ſchriftlichen Auf— 
ſätzen. Alle 14 Tage eine Schularbeit, alle 4 Wochen eine 
Hausarbeit. 

Geſchichte und Geographie, wöchentlich 3 Stunden. 
Geſchichte des Mittelalters und der Neuzeit bis zum weſtfä— 
liſchen Frieden unter Berückſichtigung der damit im Zuſam⸗ 
menhange ſtehenden geographiſchen Daten. 

Mechaniſch-techniſche Abtheilung. 

Mathematik, im I. Semeſter 6 Stunden, im II. Seme⸗ 
ſter 2 Stunden wöchentlich. Wiederholung und Durchübung 
des früher behandelten Lehrſtoffes. Kurvenlehre: die Gerade in 


der Ebene und im Raume, die Kegelſchnitte, die cykliſchen Kur⸗ 


ven und die Spiralen. Alle 14 Tage eine kurze Hausarbeit 
aus der Mathematik (oder Mechanik). 

Mechanik, im I. Semeſter 4, im II. Semeſter 8 Stun⸗ 
den wöchentlich. Zuſammenſetzung und Zerlegung der Kräfte 
im Raume. Die allgemeinen Gleichgewichtsbedingungen für 
freie und unterſtützte Körper. Repetition und Erweiterung der 
Feſtigkeitslehre. Freie und zwangsläufige Bewegung des ma⸗ 
teriellen Punktes in der Ebene. Relative Bewegung. Dyna⸗ 
mik feſter Körper. Lehre vom Stoffe. 


Grundzüge der 


Maſchinenbau, wöchentlich 18 Stunden (4 Stunden 
Vortrag, 14 Stunden Zeichnen). Konſtruktion und Herſtellung 
der Maſchinenelemente. 

Mechaniſche Technologie, wöchentlich 3 Stunden. 
Technologie des Eiſens und des Holzes mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Lehre von den Werkzeugsmaſchinen. 

Chemiſche Technologie, wöchentlich 2 Stunden. Ge: 
meinſchaftlich mit der bautechniſchen Abtheilung. — Heizung 
und Heizmaterialien. Beleuchtungsſtoffe und Beleuchtungswe⸗ 
ſen. Technologie des Thones, Glaſes, Gypſes und des Mör⸗ 
tels. Prinzip der Brennerei, der Brauerei und der Zucker⸗ 
fabrikation. 

Baus⸗techniſche Abtheilung. 

Baukunde, wöchentlich 13 Stunden. (4 Stunden Vor⸗ 
trag, 9 Stunden Zeichnen). Fortſetzung der Baukonſtruktions⸗ 
lehre, umfaſſend alle jene Arbeiten, welche zur Herſtellung ei⸗ 
nes Gebäudes erforderlich find, und zwar: Erde, Maurerz, 
Steinmetz⸗, Zimmermanns⸗, Dachdecker⸗, Spängler⸗ und Schloſ⸗ 
ſerarbeiten. — Baumaterialienlehre. 

Baumechanik, wöchentlich 6 Stunden. Zuſammenſetzung 
und Zerlegung der Kräfte; Lehre von der Schwere, Stabilität 
und Feſtigkeit und ihre Anwendung auf Baukonſtruktionen. 
Lehre von der mechaniſchen Arbeit. Theorie der Hebemecha⸗ 
nismen. 

Architektoniſche Formenlehre, wöchentlich 6 Stun— 
den. Erläuterung der Säulenordnungen. Form und Ausdruck 
der Geſimsglieder im Allgemeinen. Sockel⸗, Gurt⸗, Brüſtungs⸗ 
und Hauptgeſimſe. Giebelausbildungen. Profilirung von Thür⸗ 


und Fenſtereinfaſſungen mit Anwendung der Schattenkonſtruk⸗ 


tion beim Zeichnen. Anordnung ganzer Fagaden. 


Chemiſche Technologie, wöchentlich 2 Stunden. 
meinſchaftlich mit der mechaniſch-techniſchen Abtheilung. 

Freihandzeichnen, wöchentlich 6 Stunden. Das Zeich⸗ 
nen nach plaſtiſchen Vorlagen. Anwendung der Formenlehre 
mit beſonderer Berückſichtigung der zur architektoniſchen Aus: 
ſchmückung dienenden Ornamente. Uebung in der Ausführung 
mit der Feder. 

Chemiſch-techniſche Abtheilung. 

Allgemeine Chemie im J. Semeſter, wöchentlich 8 
Stunden. 

a) Eingehendere Behandlung der anorganiſchen Che: 
mie mit wiſſenſchaftlicher Begründung der chemiſchen Theorien. 
Ergänzung des im J. Jahreskurſe abgehandelten Lehrſtoffes 
durch Beſprechung auch jener ſelteneren Elemente und chemi⸗ 
ſchen Verbindungen, deren Kenntniß für das Studium der 
analytiſchen und techniſchen Chemie nothwendig iſt. Tieferes 
Eingehen in die chemiſchen Reaktionen. 

p) Organiſche Chemie, in gleicher eingehender Behand⸗ 
lung wie oben. 

Techniſche Chemie und chemiſche Technologie, im 
II. Semeſter 8 Stunden wöchentlich. Natürliche Wäſſer; Prü⸗ 
fung und Reinigung derſelben im Großen. — Fabrikmäßige 
Gewinnung der verſchiedenen chemiſchen Produkte. Metalloide, 
Säuren, Salze. — Zündwaarenfabrikation, Schießpulverfabrika⸗ 
tion. Technologie des Kalkes, Gypſes und Mörtels. Glas: 
und Thonwarenfabrikation ꝛc. Heizmaterialien und Heizung. 
Beleuchtungsſtoffe und Beleuchtungsweſen. 

Praktiſche Uebungen im chemiſchen Laboratorium, wö⸗ 
chentlich 20 Stunden. Dieſelben find mit Vorträgen über 
analytiſche Chemie verbunden und erſtrecken ſich auf qualita⸗ 


Ge⸗ 
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tive Analyſe, Darſtellung einiger leicht zu gewinnender chemi⸗ 
ſenkonſtruktionen des Hochbaues. 


ſcher Präparate und Ausführung leichterer quantitativer Be⸗ 
ſtimmungen. 


Mechanik, wöchentlich 2 Stunden, Geodynamik. Gleich⸗ 


gewicht und Bewegung tropfbarflüſſiger und gasförmiger Kör⸗ 
per, mit beſonderer Berückſichtigung der für die techniſche Che⸗ 
mie wichtigen Kapitel. 

Maſchinenkunde, wöchentlich 3 Stunden. Erklärung 
der zum Zählen und Meſſen dienenden Maſchinen. Das Noth⸗ 
wendigſte über die Konſtruktion von Zahnkurven, Beſchreibung 
und Konſtruktion der wichtigſten Maſchinenbeſtandtheile. 


III. Jahrerskurs. 
Für alle drei Abtheilungen: 


Deutſche Sprache, wöchentlich 2 Stunden. Leſen von 


Proben dramatiſcher Dichtungen mit kurzer Belehrung über die 
Ueber⸗ 
ſicht der Hauptmomente der Literaturgeſchichte. Schriftliche Ue⸗ 


Entwickelung und das Weſen der dramatiſchen Poeſie. 


bungen, Dispoſitionen, Abhandlungen. 

Geſchichte und Geographie, wöchentlich 3 Stunden. 
Fortſetzung der Geſchichte der Neuzeit mit Hervorhebung der 
kulturhiſtoriſchen und volkswirthſchaftlichen Momente. Grund⸗ 
züge der vaterländiſchen Verfaſſungslehre. 

Mechaniſch⸗techniſche Abtheilung. 


i d wandte M ik, wöchent⸗ 
% . ‚ und Entwerfen von ornamentalen Baudetails in Naturgröße 


lich 8 Stunden. Die Mechanik der Zwiſchenmaſchinen und der 
gebräuchlichſten Bewegungsmechanismen. Hydraulik. Theorie 
der Waſſermotoren, der Pumpen und Ventilatoren. Mechani⸗ 


ſche Wärmelehre in Bezug auf Gaſe und Dämpfe. Theorie der 
(Die ange: | 


Dampfmaſchinen und der kaloriſchen Maſchinen. 
wandte Mechanik kann je nach Eignung der vorhandenen Lehr— 
kräfte von der theoretiſchen Mechanik, die dann 4 Stunden be⸗ 


hält, getrennt und mit dem Maſchinenbau vereinigt werden, 


welcher dann 12 Stunden wöchentlich erhält.) 

Maſchinenbau, wöchentlich 8 Stunden. Konſtruktion der 
Sperr⸗ und Bremswerke, der Aufzugsmaſchinen (Flaſchenzüge, 
Winden, Krahne), der Preſſen, Pumpen, Waſſerräder und Tur⸗ 
binen. Dampfkeſſel⸗Anlagen. Konſtruktion der Dampf-, kalo⸗ 
riſchen und Gaskraftmaſchinen, der Dampfſteuerungen (Schieber-, 
Ventil⸗ und Hahnſteuerungen). Das Wichtigſte über den Bau 
der Werkzeugsmaſchinen. Anleitung zur Montage, insbeſondere 
der Transmiſſionen. 

Maſchinenzeichnen, wöchentlich 13 Stunden. Kon⸗ 
ſtruktion zuſammenhängender Maſchinentheile. Aufnahme von 
Maſchinen. Konſtruktion von Maſchinen nach gegebener Skizze, 
oder nach gegebenem einfachen Programme. 

Mechaniſche Technologie, 


nerei und Weberei mit Berückſichtigung des einſchlägigen Ma⸗ 
ſchinenbaues. Mühlen. Papierfabrikation. 

Baukunde und Bauzeichnen, wöchentlich 2 Stunden. 
Gemeinſchaftlich mit der chemiſch⸗techniſchen Abtheilung. Ele⸗ 
mente der Bau⸗Konſtruktionslehre. 

Bau⸗techniſche Abtheilung. 


Stunden wöchentlich. 


Tiſchler⸗, Schloſſer⸗, Anſtreicher⸗, Glaſer⸗, Hafner, Maler⸗, Ta⸗ 
pezierer⸗, Vergolder⸗ Bildhauer: und künſtliche Pflaſterungs⸗Ar⸗ 
beiten. Heizung und Feuerung. Waſſer-, Telegraphen⸗ und 


wöchentlich 3 Stunden. 


Gemeinſchafllich mit der chemiſchtechniſchen Abtheilung. Spin⸗ | Gemeinſchaftlich mit der mechaniſch-techniſchen Abtheilung. 


kerei und Bleicherei. 


Gasleitungen. Aborte und Senkgruben. Fundirungen. Ei⸗ 
Baubetrieb. Verfaſſen von 
Vorausmaßen und Bauverträgen. Erläuterung der Bauge⸗ 
ſetze. Kenntniß der Hausadminiſtration. 

Vorführung der verſchiedenen Typen der gebräulichſten 


ſtädtiſchen und landwirthſchaftlichen Gebäude nebſt Erläuterun⸗ 


gen über Lage, Größe und Zuſammenhang der betreffenden 


Räumlichkeiten. 

b) Zeichnen: Uebungen im Entwerfen von landwirth⸗ 
ſchaftlichen und ſtädtiſchen Gebäuden nach gegebenen Pro⸗ 
grammen. 

Bau⸗Styllehre, wöchentlich 2 Stunden. Die beſonderen 
Merkmale der Bauſtyle mit Berückſichtigung des ornamentalen und 
konſtruktiven Details, und zwar: die Bauſtyle des Orients; Sy⸗ 
ſtem der griechiſchen und römiſchen Baukunſt, und die wichtigſten 
Denkmäler derſelben. Charakteriſtik der byzantiniſchen und moha⸗ 
medaniſchen Bauſtyle, der romaniſchen und insbeſondere der go— 
thiſchen Baukunſt. Erläuterung der italieniſchen Renaiſſange und 
Hinweis auf die Renaiſſange in den übrigen Ländern. Kurze Be⸗ 
trachtung der vornehmſten Bauten des 18. und 19. Jahrhunderts. 

Vermeſſungskunde, im II. Semeſter 4 Stunden wö⸗ 
chentlich. Lehre von den gebräuchlichſten Meß- und Nivellir- 


Inſtrumenten. Praktiſche Uebungen im Abſtecken, Aufnehmen 


und Nivelliren. Situationszeichnen. 

Freihandzeichnen, wöchentlich 6 Stunden. Zeichnen 
mit Zuhilfenahme plaſtiſcher Vorlagen. 

Che miſch⸗techniſche Abtheilung. 

Techniſche Chemie und chemiſche Technologie, 
wöchentlich 6 Stunden. Metallurgie und Metallpräparate in 
Farben. Organiſche Farbſtoffe und Farben. Färberei, Druk⸗ 
Landwirthſchaftliche Gewerbe. 

Der Unterricht wird durch Beſuche von Fabriken und 
Werkſtätten vervollſtändigt und anſchaulich gemacht. Die im 
Kronlande am meiſten vertretenen Gewerbe find eingehender 
zu behandeln. 

Praktiſche Uebungen im chemiſchen Laboratorium, 
wöchentlich 22 Stunden. Fortſetzung des im II. Jahreskurſe 


begonnenen Unterrichtes. 


Maſchinenkunde, wöchentlich 3 Stunden. Die Moto— 
ren. Verwendung und Meſſung der Waſſerkraft. Beſchreibung 
und Erklärung der vertikalen und horizontalen Waſſerräder 
und der Waſſerſäulenmaſchinen. Verwendung der Dampfkraft. 
Dampferzeugung. Beſchreibung und Erklärung der Dampf⸗ 
maſchinen. 

Mechaniſche Technologie, wöchentlich 3 Stunden. 
Gemeinſchaftlich mit der mechaniſch⸗techniſchen Abtheilung. 

Baukunde und Bauzeichnen, wöchentlich 2 Stunden. 


2. Freie Lehrgegenſtände. 
Steinſchnitt, im Winterſemeſter wöchentlich 3 Stunden; 
für Schüler des II. und III. Jahreskurſes der bautechniſchen 


Abtheilung. 


Modelliren in Thon, Gyps, Holz und Stein, wöchent⸗ 


| ich 3 St k 
Baukunde, im I. Semeſter 26, im II. Semeſter 22 een 


Komtoirwiſſenſchaften, wöchentlich 2 Stunden. Buch- 


haltung, Komptoirarbeiten und Korrespondenz mit Rückſicht auf 
a) Vortrag mit Skizzirübungen: Innerer Ausbau. 0 5 5 


die Bedürfniſſe des Gewerbes. 
und Wechſelrecht. 


Das Wichtigſte über Wechſel 
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Vertheilung der Lehrgegenſtände an der höh. Gewerbeſchule in den Abth.: A) für Mechaniker, B) für das Baufach (Baugewerbe), ( für Chemiker. 


& 1. Jahreskurs. U. Jahreskurs. III. Jahreskurs. 
EZ 
2 2 A. B. 0. A. B. 0. A. B. 0. 
Obligate Gegenſtände. J! (CCC 
38 S eee er e 
5 DERDE EUEEOE BUERUE EUERDE EUER] j 0 | ID WIN BIO | O 
8— I ERIIERRI BEI BI BEI ERES PINS BIER 
Deutſche Sprache . Dich “Dal ;;; . 3 3 3 2 2 
Geſchichte und Geographie. 3 3 3 3 31 3 3 3 3 3 3 3 
Mathematik 9110| 6 10 6 10 6 6 — 
Phyſik 444 4 4 4 4 4 — — — —| —] —| —14— — 
Chemie (allgemeine) 3 4 4 4 4 4 4 — — 8 — — —| —| —| — — 
Techniſche Chemie und chemif ſche Tech⸗ | 
nologie . 1 — — 1 — —1— —1 2 2 2 — 81 — — 1 —— 61 6 
Praktiſche Uebungen in Sobsrafüch sr pe a] _ | 2 ee 20 20] — —| —| —| 22 22 
Darſtellende 0 und . Kings 32 — 21 — — — — 1 — — 
Mechanik f — — 41]—|—|-| 41 4 8 — 24 21 81 81 ——1 — — 
Freihandzeichnen . 6 6 6] 6 6 6 61 — | 6 61 — — — — 61 6 — 
Mineralogie und Beognofi — — —1——1 3| 31 — — | — — 
Maſchinenbau — ——1——1— — 14 — —1 3 8 81 — —-| 3 3 
Maſchinenzeichnen — 14 en — — 
Mechaniſche Technologie — 3 89 3 
Baukunde — — 2 2 
Bauzeichnen — — \ 
Baumechanik Rs 2 
Architektoniſche Jermeulchre u. Styllehre 9 
Vermeſſungskunde . BE — — 
Summe der möcentl. Seheftunden | 34 | 39 | 39| 39 | 39 36 561 33 | 39] 39 | 39] 39 | 39] 3939 39 39] 41 41 
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